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Hinweis: Diese Auszüge aus dem  Strafgesetzbuch (StGB) sind nicht die amt-

liche Fassung. Diese finden Sie nur im österreichischen Bundesge-

setzblatt (Stand 01.01.2013). 

 
 

Strafgesetzbuch (StGB) 

 
 

Siebenter Abschnitt Geltungsbereich (§§ 61-67) 
 
 
 

§ 64 Strafbare Handlungen im Ausland, die ohne Rücksicht auf die Ge-
setze des Tatorts bestraft werden 

1) Die österreichischen Strafgesetze gelten unabhängig von den Strafgesetzen des 
Tatorts für folgende im Ausland begangene Taten: 

1. Auskundschaftung eines Geschäfts- oder Betriebsgeheimnisses zugunsten 
des Auslands (§ 124), Hochverrat (§ 242), Vorbereitung eines Hochverrats (§ 
244), staatsfeindliche Verbindungen (§ 246), Angriffe auf oberste Staats-
organe (§§ 249 bis 251), Landesverrat (§§ 252 bis 258) und strafbare Hand-
lungen gegen das Bundesheer (§§ 259 und 260); 

2. strafbare Handlungen, die jemand gegen einen österreichischen Beamten (§ 
74 Abs. 1 Z 4), einen österreichischen Amtsträger (§ 74 Abs. 1 Z 4a) oder ei-
nen österreichischen Schiedsrichter (§ 74 Abs. 1 Z 4c) während oder wegen 
der Vollziehung seiner Aufgaben und die jemand als österreichischer Beam-
ter, österreichischer Amtsträger oder österreichischer Schiedsrichter begeht; 

2a. außer dem Fall der Z 2 strafbare Verletzungen der Amtspflicht, Korruption 
und verwandte strafbare Handlungen (§§ 302 bis 309), wenn 

a) der Täter zur Zeit der Tat Österreicher war oder 

b) die Tat zugunsten eines österreichischen Amtsträgers oder österreichi-
schen Schiedsrichters begangen wurde; 

3. falsche Beweisaussage (§ 288) und unter Eid abgelegte oder mit einem Eid 
bekräftigte falsche Beweisaussage vor einer Verwaltungsbehörde (§ 289) in 
einem Ermittlungsverfahren nach der Strafprozessordnung oder in einem 
Verfahren, das bei einem österreichischen Gericht oder einer österreichi-
schen Verwaltungsbehörde anhängig ist; 

4. Geldfälschung (§ 232), die nach § 232 strafbare Fälschung besonders ge-
schützter Wertpapiere (§ 237), kriminelle Organisation (§ 278a) und die nach 
den §§ 28a, 31a sowie 32 Abs. 3 des Suchtmittelgesetzes strafbaren Hand-
lungen, wenn durch die Tat österreichische Interessen verletzt worden sind 
oder der Täter nicht ausgeliefert werden kann; 

4a. Genitalverstümmelung im Sinne von § 90 Abs. 3, erpresserische Entführung 
(§ 102), Überlieferung an eine ausländische Macht (§ 103), Sklavenhandel (§ 
104), Menschenhandel (§ 104a), schwere Nötigung nach § 106 Abs. 1 Z 3, 
verbotene Adoptionsvermittlung (§ 194), sexueller Missbrauch einer wehr-
losen oder psychisch beeinträchtigten Person (§ 205), schwerer sexueller 
Missbrauch von Unmündigen (§ 206), sexueller Missbrauch von Unmündigen 
(§ 207), pornographische Darstellungen Minderjähriger nach § 207a Abs. 1  
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und 2, sexueller Missbrauch von Jugendlichen (§ 207b), Missbrauch eines 
Autoritätsverhältnisses nach § 212 Abs. 1, Förderung der Prostitution und 
pornographischer Darbietungen Minderjähriger (§ 215a), grenzüberschreiten-
der Prostitutionshandel (§ 217), wenn 

a) der Täter oder das Opfer Österreicher ist oder seinen gewöhnlichen Auf-
enthalt im Inland hat, 

b) durch die Tat sonstige österreichische Interessen verletzt worden sind 
oder 

c) der Täter zur Zeit der Tat Ausländer war, sich in Österreich aufhält und 
nicht ausgeliefert werden kann; 

4b. Herstellung und Verbreitung von Massenvernichtungswaffen (§ 177a), wenn 
der Täter Österreicher ist, in bezug auf die Entwicklung atomarer Kampfmittel 
jedoch nur, soweit die Tat nicht im Auftrag oder unter der Verantwortung 
einer Vertragspartei des Vertrages über die Nichtweiterverbreitung von Atom-
waffen, BGBl. Nr. 258/1970, die Atomwaffenstaat ist, begangen worden ist; 

5. Luftpiraterie (§ 185), damit im Zusammenhang begangene strafbare Hand-
lungen gegen Leib und Leben oder gegen die Freiheit und vorsätzliche Ge-
fährdung der Sicherheit der Luftfahrt (§ 186), wenn 

a) die strafbare Handlung gegen ein österreichisches Luftfahrzeug gerichtet 
ist, 

b) das Luftfahrzeug in Österreich landet und der Täter sich noch an Bord 
befindet, 

c) das Luftfahrzeug ohne Besatzung an jemanden vermietet ist, der seinen 
Geschäftssitz oder in Ermangelung eines solchen Sitzes seinen 
ständigen Aufenthalt in Österreich hat, oder 

d) sich der Täter in Österreich aufhält und nicht ausgeliefert werden kann; 

6. sonstige strafbare Handlungen, zu deren Verfolgung Österreich, auch wenn 
sie im Ausland begangen worden sind, unabhängig von den Strafgesetzen 
des Tatorts verpflichtet ist; 

7. strafbare Handlungen, die ein Österreicher gegen einen Österreicher begeht, 
wenn beide ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt im Inland haben; 

8. Beteiligung (§ 12) an einer strafbaren Handlung, die der unmittelbare Täter 
im Inland begangen hat, sowie Hehlerei (§ 164) und Geldwäscherei (§ 165) 
in bezug auf eine im Inland begangene Tat; 

9. terroristische Vereinigung (§ 278b) und terroristische Straftaten (§ 278c) 
sowie damit im Zusammenhang begangene strafbare Handlungen nach den 
§§ 128 bis 131, 144 und 145 sowie 223 und 224, ferner Ausbildung für 
terroristische Zwecke (§ 278e) und Anleitung zur Begehung einer terroristi-
schen Straftat (§ 278f) wenn 

a) der Täter zur Zeit der Tat Österreicher war oder wenn er die österreichi-
sche Staatsbürgerschaft später erworben hat und zur Zeit der Einleitung 
des Strafverfahrens noch besitzt, 

b) der Täter seinen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt im Inland hat, 

c) die Tat zugunsten einer juristischen Person mit Sitz in Österreich began-
gen wurde, 



 

S. 3/9 

 

compliance consultancy | arete Corporate Compliance & Ethics Unip. LDA 

Tel: +49 (0)163 766 7960 | info@compliance-consultancy.de | www.compliance-consultancy.de

 

 

d) die Tat gegen den Nationalrat, den Bundesrat, die Bundesversammlung, 
die Bundesregierung, einen Landtag, eine Landesregierung, den Verfas-
sungsgerichtshof, den Verwaltungsgerichtshof, den Obersten Gerichts-
hof, sonst ein Gericht oder eine Behörde oder gegen die Bevölkerung 
der Republik Österreich begangen wurde, 

e) die Tat gegen ein Organ der Europäischen Union oder eine gemäß den 
Verträgen zur Gründung der Europäischen Gemeinschaften oder dem 
Vertrag über die Europäische Union geschaffene Einrichtung mit Sitz in 
der Republik Österreich begangen wurde oder 

f) der Täter zur Zeit der Tat Ausländer war, sich in Österreich aufhält und 
nicht ausgeliefert werden kann; 

10. Terrorismusfinanzierung (§ 278d), wenn 

a) der Täter zur Zeit der Tat Österreicher war oder wenn er die 
österreichische Staatsbürgerschaft später erworben hat und zur Zeit der 
Einleitung des Strafverfahrens noch besitzt oder 

b) der Täter zur Zeit der Tat Ausländer war, sich in Österreich aufhält und 
nicht ausgeliefert werden kann. 

(2) Können die im Abs. 1 genannten Strafgesetze bloß deshalb nicht angewendet 
werden, weil sich die Tat als eine mit strengerer Strafe bedrohte Handlung dar-
stellt, so ist die im Ausland begangene Tat gleichwohl unabhängig von den Straf-
gesetzen des Tatorts nach den österreichischen Strafgesetzen zu bestrafen. 

 
 
 
 

Achter Abschnitt Begriffsbestimmungen 
 

§ 74 Andere Begriffsbestimmungen 

(1) Im Sinn dieses Bundesgesetzes ist 

1. unmündig: wer das vierzehnte Lebensjahr noch nicht vollendet hat; 

2. (Anm.: aufgehoben durch BGBl. I Nr. 19/2001) 

3. minderjährig: wer das achtzehnte Lebensjahr noch nicht vollendet hat; 

4. Beamter: jeder, der bestellt ist, im Namen des Bundes, eines Landes, eines 
Gemeindeverbandes, einer Gemeinde oder einer anderen Person des öffent-
lichen Rechtes, ausgenommen einer Kirche oder Religionsgesellschaft, als 
deren Organ allein oder gemeinsam mit einem anderen Rechtshandlungen 
vorzunehmen, oder sonst mit Aufgaben der Bundes-, Landes- oder Gemein-
deverwaltung betraut ist; als Beamter gilt auch, wer nach einem anderen 
Bundesgesetz oder auf Grund einer zwischenstaatlichen Vereinbarung bei 
einem Einsatz im Inland einem österreichischen Beamten gleichgestellt ist; 

4a. Amtsträger: jeder, der 

a) (Anm.: aufgehoben durch BGBl. I Nr. 61/2012) 

b) für den Bund, ein Land, einen Gemeindeverband, eine Gemeinde, für 
eine andere Person des öffentlichen Rechts, ausgenommen eine Kirche 
oder Religionsgesellschaft, für einen anderen Staat oder für eine interna- 
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tionale Organisation Aufgaben der Gesetzgebung, Verwaltung oder 
Justiz als deren Organ oder Dienstnehmer wahrnimmt, 

c) sonst im Namen der in lit. b genannten Körperschaften befugt ist, in 
Vollziehung der Gesetze Amtsgeschäfte vorzunehmen, oder 

d) als Organ oder Bediensteter eines Unternehmens tätig ist, an dem eine 
oder mehrere inländische oder ausländische Gebietskörperschaften 
unmittelbar oder mittelbar mit mindestens 50 vH des Stamm-, Grund- 
oder Eigenkapitals beteiligt sind, das eine solche Gebietskörperschaft 
allein oder gemeinsam mit anderen solchen Gebietskörperschaften 
betreibt oder durch finanzielle oder sonstige wirtschaftliche oder 
organisatorische Maßnahmen tatsächlich beherrscht, jedenfalls aber 
jedes Unternehmens, dessen Gebarung der Überprüfung durch den 
Rechnungshof, dem Rechnungshof gleichartige Einrichtungen der 
Länder oder einer vergleichbaren internationalen oder ausländischen 
Kontrolleinrichtung unterliegt. 

4b. Gemeinschaftsbeamter: jeder, der Beamter oder Vertragsbediensteter im 
Sinne des Statuts der Beamten der Europäischen Gemeinschaften oder der 
Beschäftigungsbedingungen für die sonstigen Bediensteten der Europäi-
schen Gemeinschaften ist oder der den Europäischen Gemeinschaften von 
den Mitgliedstaaten oder von öffentlichen oder privaten Einrichtungen zur 
Verfügung gestellt wird und dort mit Aufgaben betraut ist, die den Aufgaben 
der Beamten oder sonstigen Bediensteten der Europäischen Gemeinschaf-
ten entsprechen; Gemeinschaftsbeamte sind auch die Mitglieder von Einrich-
tungen, die nach den Verträgen zur Gründung der Europäischen Gemein-
schaften errichtet wurden, und die Bediensteten dieser Einrichtungen, die 
Mitglieder der Kommission, des Europäischen Parlaments, des Gerichtshofs 
und des Rechnungshofs der Europäischen Gemeinschaften sowie die 
Organwalter und Bediensteten des Europäischen Polizeiamtes (Europol); 

4c. Schiedsrichter: jeder Entscheidungsträger eines Schiedsgerichtes im Sinne 
der §§ 577 ff ZPO mit Sitz im Inland oder noch nicht bestimmtem Sitz 
(österreichischer Schiedsrichter) oder mit Sitz im Ausland; 

5. gefährliche Drohung: eine Drohung mit einer Verletzung an Körper, Freiheit, 
Ehre oder Vermögen, die geeignet ist, dem Bedrohten mit Rücksicht auf die 
Verhältnisse und seine persönliche Beschaffenheit oder die Wichtigkeit des 
angedrohten Übels begründete Besorgnisse einzuflößen, ohne Unterschied, 
ob das angedrohte Übel gegen den Bedrohten selbst, gegen dessen 
Angehörige oder gegen andere unter seinen Schutz gestellte oder ihm 
persönlich nahestehende Personen gerichtet ist; 

6. Entgelt: jede einer Bewertung in Geld zugängliche Gegenleistung, auch wenn 
sie einer anderen Person zugute kommen soll als der, der sie angeboten 
oder gegeben wird; 

7. Urkunde: eine Schrift, die errichtet worden ist, um ein Recht oder ein Rechts-
verhältnis zu begründen, abzuändern oder aufzuheben oder eine Tatsache 
von rechtlicher Bedeutung zu beweisen; 

8. Computersystem: sowohl einzelne als auch verbundene Vorrichtungen, die 
der automationsunterstützten Datenverarbeitung dienen; 

9. Prostitution: die Vornahme geschlechtlicher Handlungen oder die Duldung 
geschlechtlicher Handlungen am eigenen Körper gegen Entgelt in der Ab- 
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sicht, sich oder einem Dritten durch die wiederkehrende Vornahme oder 
Duldung eine fortlaufende Einnahme zu verschaffen; 

10. unbares Zahlungsmittel: jedes personengebundene oder übertragbare kör-
perliche Zahlungsmittel, das den Aussteller erkennen lässt, durch Codierung, 
Ausgestaltung oder Unterschrift gegen Fälschung oder missbräuchliche 
Verwendung geschützt ist und im Rechtsverkehr bargeldvertretende Funktion 
hat oder der Ausgabe von Bargeld dient. 

(2) Im Sinne dieses Bundesgesetzes sind Daten sowohl personenbezogene und 
nicht personenbezogene Daten als auch Programme. 

(3) Unter leitenden Angestellten sind Angestellte eines Unternehmens, auf dessen 
Geschäftsführung ihnen ein maßgeblicher Einfluss zusteht, zu verstehen. Ihnen 
stehen Geschäftsführer, Mitglieder des Vorstands oder Aufsichtsrats und Prokuri-
sten ohne Angestelltenverhältnis gleich. 

 

 

Besonderer Teil 

Sechster Abschnitt Strafbare Handlungen gegen fremdes Vermögen 

 
 
 
§ 168b StGB Wettbewerbsbeschränkende Absprachen bei Vergabeverfahren 

(1) Wer bei einem Vergabeverfahren einen Teilnahmeantrag stellt, ein Angebot legt 
oder Verhandlungen führt, die auf einer rechtswidrigen Absprache beruhen, die 
darauf abzielt, den Auftraggeber zur Annahme eines bestimmten Angebots zu 
veranlassen, ist mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren zu bestrafen.  

(2) Nach Abs. 1 ist nicht zu bestrafen, wer freiwillig verhindert, dass der Auftragge-
ber das Angebot annimmt oder dieser seine Leistung erbringt. Wird ohne Zutun 
des Täters das Angebot nicht angenommen oder die Leistung des Auftraggebers 
nicht erbracht, so wird er straflos, wenn er sich freiwillig und ernsthaft bemüht, 
die Annahme des Angebots oder das Erbringen der Leistung zu verhindern.  

 
 
 

Achtzehnter Abschnitt 

Strafbare Handlungen bei Wahlen und Volksabstimmung 

 

 

§ 265 StGB Bestechung bei einer Wahl oder Volksabstimmung  

(1) Wer einem Wahl- oder Stimmberechtigten ein Entgelt anbietet, verspricht oder 
gewährt, damit er in einem bestimmten Sinn oder damit er nicht oder nicht in ei-
nem bestimmten Sinn wähle oder stimme, ist mit Freiheitsstrafe bis zu einem 
Jahr zu bestrafen.  

(2) Ebenso ist ein Wahl- oder Stimmberechtigter zu bestrafen, der dafür, dass er in 
einem bestimmten Sinn, oder dafür, dass er nicht oder nicht in einem bestimmten 
Sinn wähle oder stimme, ein Entgelt fordert, annimmt oder sich versprechen lässt.  
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Zweiundzwanzigster Abschnitt 

Strafbare Verletzungen der Amtspflicht, Korruption und verwandte strafbare 
Handlungen 

 

 

§ 302 Mißbrauch der Amtsgewalt 

(1) Ein Beamter, der mit dem Vorsatz, dadurch einen anderen an seinen Rechten zu 
schädigen, seine Befugnis, im Namen des Bundes, eines Landes, eines Gemein-
deverbandes, einer Gemeinde oder einer anderen Person des öffentlichen 
Rechtes als deren Organ in Vollziehung der Gesetze Amtsgeschäfte 
vorzunehmen, wissentlich mißbraucht, ist mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten 
bis zu fünf Jahren zu bestrafen. 

(2) Wer die Tat bei der Führung eines Amtsgeschäfts mit einer fremden Macht oder 
einer über- oder zwischenstaatlichen Einrichtung begeht, ist mit Freiheitsstrafe 
von einem bis zu zehn Jahren zu bestrafen. Ebenso ist zu bestrafen, wer durch 
die Tat einen 50 000 Euro übersteigenden Schaden herbeiführt. 

 

 
§ 304 StGB Bestechlichkeit 

(1) Ein Amtsträger oder Schiedsrichter, der für die pflichtwidrige Vornahme oder 
Unterlassung eines Amtsgeschäfts einen Vorteil für sich oder einen Dritten for-
dert, annimmt oder sich versprechen lässt, ist mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jah-
ren zu bestrafen. Ebenso ist zu bestrafen, wer als von einem Gericht oder einer  
 
 

anderen Behörde für ein bestimmtes Verfahren bestellter Sachverständiger für 
die Erstattung eines unrichtigen Befundes oder Gutachtens einen Vorteil für sich 
oder einen Dritten fordert, annimmt oder sich versprechen lässt. 

(2) Wer die Tat in Bezug auf einen 3.000 Euro übersteigenden Wert des Vorteils 
begeht, ist mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren zu bestrafen, 
wer jedoch die Tat in Bezug auf einen 50.000 Euro übersteigenden Wert des 
Vorteils begeht, ist mit Freiheitsstrafe von einem bis zu zehn Jahren zu bestrafen. 

 
 
§ 305 Vorteilsannahme 

 (1) Ein Amtsträger oder Schiedsrichter, der für die pflichtgemäße Vornahme oder 
Unterlassung eines Amtsgeschäfts für sich oder einen Dritten einen Vorteil 
fordert oder einen ungebührlichen Vorteil (Abs. 4) annimmt oder sich verspre-
chen lässt, ist mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren zu bestrafen. 

(2) (Anm.: aufgehoben durch BGBl. I Nr. 61/2012) 

(3) Wer die Tat in Bezug auf einen 3.000 Euro übersteigenden Wert des Vorteils 
begeht, ist mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren zu bestrafen, wer jedoch die Tat 
in Bezug auf einen 50.000 Euro übersteigenden Wert des Vorteils begeht, ist mit 
Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren zu bestrafen. 

(4) Keine ungebührlichen Vorteile sind  
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1. Vorteile, deren Annahme gesetzlich erlaubt ist, oder die im Rahmen von 
Veranstaltungen gewährt werden, an deren Teilnahme ein amtlich oder sach-
lich gerechtfertigtes Interesse besteht, 

2. Vorteile für gemeinnützige Zwecke (§ 35 BAO), auf deren Verwendung der 
Amtsträger oder Schiedsrichter keinen bestimmenden Einfluss ausübt, sowie 

3. in Ermangelung von Erlaubnisnormen im Sinne der Z 1 orts- oder landesübli-
che Aufmerksamkeiten geringen Werts, es sei denn, dass die Tat gewerbs-
mäßig begangen wird.  

 

 

§ 306 Vorteilsannahme zur Beeinflussung 

 (1) Ein Amtsträger oder Schiedsrichter, der außer in den Fällen der §§ 304 und 305 
mit dem Vorsatz, sich dadurch in seiner Tätigkeit als Amtsträger beeinflussen zu 
lassen, für sich oder einen Dritten einen Vorteil fordert oder einen ungebühr-
lichen Vorteil (§ 305 Abs. 4) annimmt oder sich versprechen lässt, ist mit Frei-
heitsstrafe bis zu zwei Jahren zu bestrafen. 

(2) Wer die Tat in Bezug auf einen 3 000 Euro übersteigenden Wert des Vorteils 
begeht, ist mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren, wer die Tat in Bezug auf einen 
50 000 Euro übersteigenden Wert des Vorteils begeht, ist mit Freiheitsstrafe von 
sechs Monaten bis zu fünf Jahren zu bestrafen. 

(3) Wer lediglich einen geringfügigen Vorteil annimmt oder sich versprechen lässt, ist 
nach Abs. 1 nicht zu bestrafen, es sei denn, dass die Tat gewerbsmäßig began-
gen wird. 

 
 
 
§ 307 Bestechung 

(1) Wer einem Amtsträger oder Schiedsrichter für die pflichtwidrige Vornahme oder 
Unterlassung eines Amtsgeschäfts einen Vorteil für ihn oder einen Dritten 
anbietet, verspricht oder gewährt, ist mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren zu 
bestrafen. Ebenso ist zu bestrafen, wer einem Sachverständigen (§ 304 Abs. 1) 
für die Erstattung eines unrichtigen Befundes oder Gutachtens einen Vorteil für 
ihn oder einen Dritten anbietet, verspricht oder gewährt. 

(2) Wer die Tat in Bezug auf einen 3.000 Euro übersteigenden Wert des Vorteils 
begeht, ist mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren zu bestrafen, 
wer jedoch die Tat in Bezug auf einen 50.000 Euro übersteigenden Wert des 
Vorteils begeht, ist mit Freiheitsstrafe von einem bis zu zehn Jahren zu bestrafen. 

 

 

 

§ 307a Vorteilszuwendung 

 (1) Wer einem Amtsträger oder Schiedsrichter für die pflichtgemäße Vornahme oder 
Unterlassung eines Amtsgeschäfts einen ungebührlichen Vorteil (§ 305 Abs. 4)  
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für ihn oder einen Dritten anbietet, verspricht oder gewährt, ist mit Freiheitsstrafe 
bis zu zwei Jahren zu bestrafen. 

 (2) Wer die Tat in Bezug auf einen 3.000 Euro übersteigenden Wert des Vorteils 
begeht, ist mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren zu bestrafen, wer jedoch die Tat 
in Bezug auf einen 50.000 Euro übersteigenden Wert des Vorteils begeht, ist mit 
Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren zu bestrafen. 

 

 

§ 307b Vorteilszuwendung zur Beeinflussung 

(1) Wer außer in den Fällen der §§ 307 und 307a einem Amtsträger oder Schieds-
richter einen ungebührlichen Vorteil (§ 305 Abs. 4) für ihn oder einen Dritten mit 
dem Vorsatz anbietet, verspricht oder gewährt, ihn dadurch in seiner Tätigkeit als 
Amtsträger zu beeinflussen, ist mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren zu 
bestrafen. 

(2) Wer die Tat in Bezug auf einen 3 000 Euro übersteigenden Wert des Vorteils 
begeht, ist mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren zu bestrafen, wer jedoch die Tat 
in Bezug auf einen 50 000 Euro übersteigenden Wert des Vorteils begeht, ist mit 
Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren zu bestrafen. 

 

 

§ 308 Verbotene Intervention 

(1) Wer für sich oder einen Dritten dafür einen Vorteil fordert, annimmt oder sich 
versprechen lässt, dass er einen ungebührlichen Einfluss auf die 
Entscheidungsfindung eines Amtsträgers oder eines Schiedsrichters nehme, ist 
mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren zu bestrafen. 

 (2) Ebenso ist zu bestrafen, wer einem anderen dafür einen Vorteil anbietet, 
verspricht oder gewährt, dass dieser einen ungebührlichen Einfluss auf die 
Entscheidungsfindung eines Amtsträgers oder eines Schiedsrichters nehme. 

 (3) Wer die Tat in Bezug auf einen 3 000 Euro übersteigenden Wert des Vorteils 
begeht, ist mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren zu bestrafen. Wer die Tat in 
Bezug auf einen 50 000 Euro übersteigenden Wert des Vorteils begeht, ist mit 
Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren zu bestrafen. 

 (4) Eine Einflussnahme auf die Entscheidungsfindung eines Amtsträgers oder 
Schiedsrichters ist dann ungebührlich, wenn sie auf die pflichtwidrige Vornahme 
oder Unterlassung eines Amtsgeschäfts abzielt oder mit dem Anbieten, 
Versprechen oder Gewähren eines ungebührlichen Vorteils (§ 305 Abs. 4) für 
den Amtsträger oder für ihn an einen Dritten verbunden ist. 

 (5) Der Täter ist nicht nach den vorstehenden Absätzen zu bestrafen, wenn die Tat 
nach einer anderen Bestimmung mit strengerer Strafe bedroht ist. 

 

 

§ 309 Geschenkannahme und Bestechung von Bediensteten oder Beauftragten 

(1) Ein Bediensteter oder Beauftragter eines Unternehmens, der im geschäftlichen 
Verkehr für die pflichtwidrige Vornahme oder Unterlassung einer Rechtshandlung  
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von einem anderen für sich oder einen Dritten einen Vorteil fordert, annimmt oder 
sich versprechen lässt, ist mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren zu bestrafen. 

(2) Ebenso ist zu bestrafen, wer einem Bediensteten oder Beauftragten eines 
Unternehmens im geschäftlichen Verkehr für die pflichtwidrige Vornahme oder 
Unterlassung einer Rechtshandlung für ihn oder einen Dritten einen Vorteil 
anbietet, verspricht oder gewährt. 

(3) Wer die Tat in Bezug auf einen 3 000 Euro übersteigenden Vorteil begeht, ist mit 
Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren, übersteigt der Vorteil jedoch 50 000 Euro mit 
Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren zu bestrafen. 


